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A N T R A G 
 
 
des Bürgerklub Tirol der Abgeordneten Thomas Schnitzer und Fritz Gurgiser 
 
 
betreffend : Abdeckung sämtlicher Rechtsbeistandskosten der Gemeinden Tirols in der 
Gemeindegutsagrarthematik aus dem Gemeindeausgleichsfonds. 
 
Der Bürgerklub Tirol und die unterzeichnenden Abgeordneten stellen den 
 

 
ANTRAG: 

 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
„Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert, den Gemeinden Tirols die 
entstandenen Rechtsbeistandskosten zur Erlangung ihr er höchstgerichtlich und 
landesgesetzlich verankerten Rechte zu den Gemeindegu tsagrargemeinschaften 
aus dem Gemeindeausgleichsfonds mittels Bedarfszuwei sung in Höhe der 
belegten Kosten zu ersetzen.“ 
 
Es wird beantragt, diesen Antrag dem Ausschuss für Rechts-, Gemeinde- und 
Raumordnungsangelegenheiten und dem Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und 
Technologie zuzuweisen. 
 

Begründung: 
 
 
Mit den höchstgerichtlichen Entscheidungen und der Novelle zum Tiroler 
Flurverfassungsgesetz besteht Rechtssicherheit in der Gemeindegutsagrarthematik. 
 
Die Umsetzung der höchstgerichtlichen Entscheidungen sowie des Tiroler Flurver-
fassungsgesetzes, damit die Gemeinden mit Gemeindegutsagrargemeinschaften zu 
ihren gesetzlich verankerten Rechten kommen, ist bisher kaum erfolgt oder nur mit 
enormem juristischen und finanziellen Beistand schrittweise zu erlangen. Die landes-
behördliche legistische Unterstützung der Gemeinden, um ihre Rechte in der praktischen 
Anwendung zu erhalten, ist ebenso zuwenig erfolgt. Daher sind die Gemeinden aufgrund 
der gesetzlichen Verpflichtung aus der TGO veranlasst, ihr Recht einzufordern.  
 



Wegen fehlender legistischer Unterstützung durch die Landesverwaltung sowie der 
politisch nicht konsequent genug veranlassten Umsetzung der höchstgerichtlichen 
Entscheidungen und landesgesetzlich dafür geschaffenen Grundlagen, ist es 
angemessen, nach dem Verursacherprinzip sämtliche belegte Rechtsbeistandskosten in 
der Gemeindegutsagrarthematik den Gemeinden aus dem Gemeindeausgleichsfonds 
als Bedarfszuweisung zu ersetzen. 
 
 
Innsbruck, am 27. Juli 2011 
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